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Wirtschaftstrends

Polen konnte im Jahr 2001 sein stabiles Wachstum nicht fortsetzen. Hauptursache für diese Entwick-
lung war ein starker Einbruch im Bereich der Bruttoanlageinvestitionen. Der inländische Konsum und
ein weiterhin wachsender Außenhandels-
überschuss konnten das Ausmaß des Inves-
titionseinbruchs zwar mildern, aber die Pro-
duktionsentwicklung in der Industrie, bisher
neben dem inländischen Konsum wichtigs-
ter Wachstumsmotor, zeigte klare Anzei-
chen der Rezession. Versuche der Noten-
bank, dem Einbruch der Investitionsnach-
frage durch eine Senkung des Leitzinses
entgegenzuwirken, blieben zudem ohne
Erfolg. Daneben entwickelte sich die schon
in den Vorjahren angespannte Lage auf dem
Arbeitsmarkt auf bedrohliche Weise. Die
Arbeitslosigkeit erreichte Rekordhöhe und
die Situation zeigte bis zuletzt keine Anzei-
chen für eine Stabilisierung. Auf Grund die-
ser Entwicklung und vor dem Hintergrund
einer für das Jahr 2002 bestenfalls stagnie-
renden wirtschaftli chen Lage sind hinsicht-
li ch des schon im Jahr 2000 verschobenen
Termins für den EU-Beitritt noch weitgrei-
fende Strukturreformen in der Industrie und
weitere Budgetsanierungen der öffentlichen
Haushalte erforderlich.

In 2001 erlebte die tschechische Volkswirt-
schaft, die sich in 2000 erstmals aus ihrer
Rezession befreien konnte, ein außerge-
wöhnliches und dem negativen Trend der
führenden Wirtschaftsnationen der Welt
entgegengesetztes Wachstum. Dies scheint unter Berücksichtigung der starken Exportabhängigkeit der
tschechischen Wirtschaft und vor dem Hintergrund rezessiver Entwicklungen in Deutschland - Tsche-
chiens wichtigstem Handelspartner - sehr erstaunlich. Tatsächlich konnten aber der Rückgang des
Export- und Importwachstums gegenüber den Vorjahreswerten und die damit verbundenen dämp-
fenden Einflüsse auf das Bruttoinlandsprodukt durch einen starken Anstieg der Anlageinvestitionen
und des inländischen privaten Konsums überkompensiert werden. Zurückzuführen war dieser Kon-
junkturaufschwung zum einen auf eine Spezialisierung der Wirtschaft im Bereich Maschinen- und
Fahrzeugbau und der damit in Zusammenhang stehenden wachsenden Zahl prosperierender Unter-
nehmen - in erster Linie bedingt durch ausländische Direktinvestitionen insbesondere durch Skoda
Volkswagen und Toyota. Zum anderen zeigten die abgeschlossene Bankensanierung und –privatisie-
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rung sowie die Umstrukturierung der In-
dustrie erste Erfolge. Diese Maßnahmen
ermöglichten nicht nur eine Reduzierung
des akkumulierten Kreditbestands des Staa-
tes, sie sind auch als eine gute Vorausset-
zung für einen künftig stabilen Wachstums-
pfad zu verstehen. Dieser positiven Ent-
wicklung steht jedoch die bislang ver-
schleppte Reform der Staatsfinanzen sowie
die Rückkehr zu einer ausgewogenen Geld-
politik zur Erfüllung der Maastrichter Krite-
rien, mit einer möglicherweise dämpfenden
Wirkung auf das Wachstum, gegenüber.

In Ungarn machten sich in 2001 die Aus-
wirkungen der globalen Konjunkturschwä-
che auf die inländische Wirtschaft bemerk-
bar. Nach einem guten Start zum Jahresbe-
ginn kam das Wachstum zum Ende des Jah-
res völlig zum Still stand. Es ergab sich da-
mit ein Gesamtwachstum des BIP im betref-
fenden Jahr von unter 4%. Dieses Wachs-
tum war in Relation zur EU zwar immer
noch überdurchschnittlich, blieb aber deut-
li ch hinter den Erwartungen zurück. Beson-
ders im Bereich des Außenhandels spiegelte
sich die dargestellte Situation wider: das
Wachstum der Exporte wie auch der Im-
porte blieb zwar weiter positiv, es konnten
aber nicht die guten Ergebnissen der Vor-
jahre erreicht werden. Die positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt setzte sich hingegen fort, und
die Arbeitslosenzahlen konnten weiter gesenkt werden. Zudem konnte das Land durch eine expansive
Geldpolitik und eine Ausweitung der Wechselkursbandbreiten auf +/-15% erstmals Erfolge bei der
Inflationsbekämpfung verzeichnen, mit einem positiven Trend für 2002. Eine mangelnde Finanzdis-
ziplin besonders hinsichtlich der Konsolidierung der öffentli chen Haushalte, die Finanzierung des
Konjunkturprogramms aus Budgetmehreinnahmen (aufgrund der Unterschätzung der Inflation im
Staatshaushaltsansatz) sowie eine mangelnde Budgettransparenz lassen allerdings erstmals Sorge hin-
sichtlich der Fortsetzung des positi ven Wachstumskurses sowie hinsichtlich der Erfüllung der Maast-
richter Kriterien aufkommen.
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Einstellungen zum EU-Beitritt in Polen, Tschechien und Ungarn

ò Weiterhin hohe Beitrittsbereitschaft

Die Beitrittsbestrebungen der Regierungen in
Polen, Tschechien und Ungarn finden bereits
seit Jahren den Zuspruch der Bevölkerungs-
mehrheit. In diesem Jahr hat die Bereitschaft
zur EU-Integration sogar noch zugenommen.

In Polen und Tschechien sprechen sich
mittlerweile rund 70% der Bevölkerung für
einen Beitritt zur Europäischen Union aus;
lediglich jeder Fünfte lehnt die Mitglied-
schaft ab. Noch klarer ist das Meinungsbild
in Ungarn, wo 86% die EU-Integration unter-
stützen und nur 6% gegen einen Beitritt sind.
Während sich die Zustimmung in Tschechien
damit in etwa auf dem Niveau des Vorjahres
bewegt, hat sich die Einstellung in Polen und
Ungarn noch einmal deutlich verbessert.

Trotz aller Schwierigkeiten bei den Bei-
trittsverhandlungen plädieren im Vergleich
zum Vorjahr sogar 11% mehr Polen für einen
möglichst raschen Beitritt; eine ähnliche
Entwicklung zeigt sich in Ungarn, wo 10%
mehr als in 2001 für eine möglichst schnelle
Aufnahme in die EU sind. Insgesamt über-
wiegt unter den Befürwortern der EU-Inte-
gration allerdings die Ansicht, die Klärung
strittiger Fragen habe Vorrang vor einem
möglichst raschen Beitritt. Diese Meinung
findet in Tschechien mittlerweile mehr An-
hänger als im letzten Jahr.

ò Realistische Wohlstandserwartungen

Die Einstellungen zur EU-Integration hängen in hohem Maße davon ab, welche Auswirkungen sich
die Menschen in den Kandidatenländern von der Mitgliedschaft versprechen. Die Lage der Bevölke-
rung ist geprägt von Belastungen und Opfern, die zunächst der Reformprozess und anschließend die
Übernahme des Acquis mit sich brachten.
Demzufolge sind große Hoffnungen in die
wirtschaftliche Unterstützung durch die EU
zu erwarten.

Die ökonomischen Erwartungen an die
Mitgliedschaft erscheinen indes nicht über-
trieben, sondern vergleichsweise realistisch:
Zwischen einem Drittel und der Hälfte der
Bevölkerung der drei Kandidatenländer rech-
nen infolge der EU-Integration mit einer Stei-
gerung des wirtschaftlichen Wohlstands.

In Polen und Tschechien rechnet gut jeder
Dritte damit, dass der gesamtwirtschaftliche
Wohlstand infolge des Beitritts zunehmen wird. Rund jeder Vierte befürchtet negative Auswirkungen,
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und etwa gleich viele erwarten überhaupt keine nennenswerten wirtschaftli chen Konsequenzen. Grö-
ßer ist die Zuversicht in Ungarn, wo jeder Zweite von einem Anstieg des Wohlstandes ausgeht. Mit
wenig spürbaren Auswirkungen rechnet jeder Vierte. Die Erwartungen der Vorteile, die eine Inte-
gration in den westeuropäischen Wirtschaftsraum bietet, hat im Vergleich zum Vorjahr in allen drei
Ländern zugenommen. In Tschechien rechnen in diesem Jahr erstmals mehr Menschen mit positiven
als mit negativen oder neutralen Auswirkungen.

ò Zuversicht in Ungarn und Skepsis in Tschechien

In der Einschätzung der Wohlstandsentwicklung als Folge des EU-Beitritts zeigt sich ein länderspe-
zifisches Muster, das sich in nahezu allen anderen Indikatoren wiederfinden lässt: Die ungarische Be-
völkerung weist mittlerweile eindeutig die größte Zuversicht auf. In Tschechien werden die Folgen der
EU-Integration dagegen eher skeptisch gesehen, während sich die Einstellungen der polnischen Be-
völkerung zwischen diesen beiden Positionen bewegen.

ò Tschechen und Ungarn vertrauen auf Industr ieexport

Die Mehrheit der Ungarn und beachtliche Teile der Bevölkerung in Polen und Tschechien rechnen mit
einem Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Wohlstands. Die Gründe dafür liegen im Falle Tschechiens
und Ungarns in ihrer europäischen Wettbewerbsfähigkeit. In Tschechien glauben mehr Befragte an
positive Auswirkungen auf die Absatzmög-
lichkeiten der Industrie als an negative oder
gar keine. In Ungarn fällt die Bewertung der
Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Indust-
rie noch positiver aus: Mittlerweile rechnet
sogar mehr als jeder Zweite mit Wachstums-
impulsen durch die EU-Integration.

In Polen existiert kein derart klares Mei-
nungsbild: Zwei gleich große Bevölkerungs-
gruppen rechnen jeweils mit einer Steigerung
bzw. einem Rückgang der Absatzmöglichkei-
ten, jedoch hat sich die Situation im Ver-
gleich zum Vorjahr, als 38% negative Aus-
wirkungen befürchteten, bereits verbessert.
Vor allem in der Hauptstadt und im Westen des Landes ist man von der Leistungsfähigkeit der polni-
schen Industrie überzeugt.

ò Ungarn zufr ieden mit Agrarausfuhr ; Polen und Tschechen erwarten negative Folgen

Die im Ländervergleich deutlich höhere Beitrittsbereitschaft und Wohlstandserwartung der Ungarn
hängt auch mit positiven Erwartungen an den
Agrarmarkt zusammen. Der ungarischen
Landwirtschaft ist es bereits vor Jahren ge-
lungen, sich vom osteuropäischen stärker auf
den westeuropäischen Markt umzustellen:
Die starke Exportorientierung – die Hälfte
der Ausfuhren geht in die EU – bringt Jahr
für Jahr Überschüsse in Milliardenhöhe. Die
Erfolge dieser Entwicklung zeigen sich in
den Ergebnissen: Glaubten vor vier Jahren
noch 38% der Ungarn weder an positive
noch negative Effekte, so zeigt sich mittler-
weile die Mehrheit der Bevölkerung von den
Vorteilen der EU-Integration für die land-
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wirtschaftli chen Absatzchancen überzeugt.

Während in Ungarn die EU-Integration positiv für den Agrarmarkt gesehen wird, ist dies in Polen
und Tschechien nicht der Fall: 37% der Polen rechnen mit negativen Beitrittsfolgen. Indes sind im-
merhin 30% von einer vorteilhaften Entwicklung für die polnische Landwirtschaft überzeugt, während
1998 und 2001 noch fast jeder Zweite mit einem Rückgang des landwirtschaftlichen Absatzes rech-
nete.

Deutlich verschlechtert hat sich die Einschätzung der Beitrittsfolgen für den Agrarmarkt in Tsche-
chien: Glaubten im letzten Jahr nur 30% an Absatzverluste, so befürchtet dies gegenwärtig fast jeder
Zweite. Im Laufe des Reformprozesses hat der tschechische Agrarsektor jedoch weiter an Bedeutung
verloren und trägt mittlerweile lediglich 1,3% zum BIP bei. Nur etwa 4% der Erwerbstätigen sind in
der Landwirtschaft beschäftigt; sie verteilen sich überwiegend auf Großbetriebe, so dass die landwirt-
schaftli chen Probleme Tschechiens im relativen Ausmaß weniger der Situation Polens als vielmehr
den EU-Standards entsprechen.

ò Tschechen befürchten mehr, Polen hoffen auf weniger Arbeitslose durch Beitr itt

Hohe Arbeitslosenzahlen zählen in der EU seit Jahren zu den zentralen sozioökonomischen Proble-
men. Während sich unter den Kandidatenländern Ungarn seit geraumer Zeit einer sinkenden Arbeits-
losenquote erfreuen kann, die z.Zt. etwa 6% beträgt, liegt die Quote in Tschechien mit gut 9% im
Durchschnitt der EU-Staaten; Polen hingegen erlebt seit Ende der 90er Jahre einen stetigen Anstieg
der Arbeitslosenzahlen – für 2002 wird mit einem Anteil von etwa 20% gerechnet, der regional noch
deutlich überschritten werden dürfte. Welche
Auswirkungen erwarten die Menschen in
den Beitrittsländern von der EU-Mitglied-
schaft auf den heimischen Arbeitsmarkt?

In Ungarn und Tschechien setzt man
diesbezüglich keine allzu großen Hoffnun-
gen in den Beitritt: Die meisten ungarischen
Befragten gehen davon aus, dass sich die
Mitgliedschaft überhaupt nicht auf die Ar-
beitslosenzahlen auswirken wird, während in
Tschechien fast gleich viele mit einem An-
stieg wie mit einer gleichbleibenden Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit rechnen. Wäh-
rend sich in Ungarn die Einschätzung des
vorigen Jahres damit gefestigt hat, haben sich die Erwartungen in Tschechien verschlechtert; vor allem
in den ländlichen Gemeinden werden die Aussichten deutlich negativer bewertet.

Vergleichsweise positiv sind die Erwartungen dort, wo die Lage am schlimmsten ist: In Polen ver-
sprechen sich mehr Menschen – immerhin 36% – von der Aufnahme in die EU einen positiven als
einen negativen oder gar keinen Effekt auf den Arbeitsmarkt. Besonders ausgeprägt ist die Zuversicht
unter den Akademikern, von denen 56% an positive Impulse für den polnischen Arbeitsmarkt glauben.
Offenbar glaubt die Mehrheit der Polen, dass der Beitritt die derzeitige Krise auf dem Erwerbssektor
kaum weiter verschlimmern kann.

ò Geringe persönliche Auswirkungen durch Beitr itt erwartet

Auch die Auswirkungen auf die eigene Lebenslage werden eher realistisch als euphorisch einge-
schätzt. Zwar rechnen große Teile der Bevölkerung mit einem Anstieg des wirtschaftli chen Wohl-
stands für das eigene Land, doch ist man vorsichtig in der Frage einer baldigen Verbesserung des ei-
genen Lebensstandards.

In Polen glaubt die Mehrheit der Bevölkerung, dass sich der Beitritt überhaupt nicht auf die eigene
Finanzlage auswirken wird; nur jeder Fünfte rechnet mit einer Verschlechterung und und etwa gleich
viele mit einer Verbesserung der Lage. Über die Jahre hinweg wird die persönliche finanzielle Situati-
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on in Polen immer weniger mit der EU-Mitgliedschaft in Verbindung gebracht. Auch in Tschechien
rechnet nur rund jeder Vierte mit finanziellen Einbußen – die meisten Befragten glauben, dass der EU-
Beitritt sich nicht nennenswert auf ihre persönliche Finanzlage auswirken wird, doch im Vergleich
zum Vorjahr hat sich die Stimmung etwas
verschlechtert. Vergleichsweise positiv er-
scheinen dagegen die Erwartungen in der un-
garischen Bevölkerung: 37% rechnen mit
positiven Folgen für die eigene finanzielle
Lage. Etwa gleich viele erwarten keinen Ein-
fluss und nur eine kleine Minderheit befürch-
tet persönliche Einbußen infolge der EU-In-
tegration. Vor vier Jahren wurden die Bei-
trittsfolgen für die eigene finanzielle Situa-
tion in Ungarn noch deutlich besser bewertet,
doch im letzten Jahr hatten sich die Erwar-
tungen vorübergehend erheblich verschlech-
tert.

Die insgesamt eher verhaltenen Hoffnungen auf eine baldige Verbesserung der eigenen Lebensver-
hältnisse könnte man auch als Lehre deuten, die die Menschen aus dem Transformationsprozess gezo-
gen haben: Die Realität konnte der anfänglichen Euphorie über den erhofften baldigen Anstieg des Le-
bensstandards nicht folgen. Selbst der wirtschaftliche Aufschwung war für einen großen Teil der Be-
völkerung in den Reformstaaten persönlich nicht spürbar, so dass die zuversichtliche Aufbruchsstim-
mung in vielen Fällen in Enttäuschung umschlug.

ò Übergangsfr isten: Tschechen und Polen dagegen – Ungarn dafür

Das länderspezifische Muster zeigt sich auch an der Frage der von Brüssel geforderten Über-
gangsfristen für die Direktzahlungen an
Landwirte und der so genannten Arbeitneh-
merfreizügigkeit für Migranten aus den Kan-
didatenländern, die Erwerbsmöglichkeiten in
anderen EU-Mitgliedsstaaten suchen. In
Tschechien würde nur jeder Fünfte diese
Fristen ohne Protest hinnehmen – 37% der
Tschechen würden aus diesem Grund sogar
den Beitritt ablehnen. Ähnlich wie die Polen,
aber noch deutlicher wollen die Tschechen
mit „geradem Rückgrat und nicht auf Knien“
beitreten. In Ungarn sind nicht nur die Bei-
trittsbereitschaft höher und die Bewertung
der Beitrittsfolgen besser – das Vertrauen in
die Europäische Union scheint so stark zu sein, dass mehr als die Hälfte der Bevölkerung die in Polen
und Tschechien umstrittenen Übergangsfristen ohne Widerspruch akzeptiert, während lediglich jeder
Dritte auf formalem Protest besteht.

ò Tschechen befürchten zunehmend Verlust der nationalen Eigenständigkeit

In Tschechien glauben 43% der Bevölkerung, der EU-Beitritt könne sich negativ auf die nationale Ei-
genständigkeit auswirken. Diese Meinung wird in den letzten Jahren häufiger vertreten: 1998 war nur
jeder dritte Tscheche davon überzeugt, während 43% keine nennenswerten Auswirkungen erwarteten.

In den beiden Nachbarländern ist diese Sorge deutlich geringer ausgeprägt: lediglich ein Fünftel
der Polen und ein knappes Viertel der Ungarn rechnen mit negativen Beitrittsfolgen auf die Souverä-
nität des Landes, während jeweils rund 40% der Bevölkerung gar keine Beeinflussung erwarten.
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Einstellungen zu EU-Übergangsfr isten
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Die empirische Studie, die diesen ausgewählten Ergebnissen zugrunde liegt, basiert auf reprä-
sentativen Umfragen, die in Polen, Tschechien, Ungarn und der Ukraine mit jeweils ca. 1.000,
in Russland mit ca. 2.400 Befragten im Frühjahr 2002 durchgeführt wurden.

Eine ausführliche Darstellung ist ab November 2002 erhältli ch unter

Wolfgang Franzen, Hans Peter Haarland, Hans-Joachim Niessen:
Osteuropa auf dem Weg in die Europäische Union

-Transformationsbarometer Osteuropa 2002 -
Frankfurt/Main, New York, Campus Verlag 2002; 150 Seiten; ISBN 3-593-37262-2
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